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Beschlussempfehlung und Bericht 
 
des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

 
 
zu dem Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/4584 
 
 
 
 
 
 
 
Nordrhein-Westfalens Hochschulen brauchen keine Entmündigungs- und Bevormun-
dungspolitik - Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie müssen bestehen blei-
ben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung  
 
Der Antrag der Fraktion der FDP - Drucksache 16/4584 - wird abgelehnt.  
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Bericht  
 
A Allgemeines  
 
Der Antrag der Fraktion der FDP „Nordrhein-Westfalens Hochschulen brauchen keine Ent-
mündigungs- und Bevormundungspolitik - Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie 
müssen bestehen bleiben“ - Drucksache 16/4584 - wurde am 19. Dezember 2013 vom Ple-
num an den Ausschuss für Innovation, Wissenschaft und Forschung überwiesen mit der 
Maßgabe, dass Beratung und Abstimmung nach Vorlage der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses erfolgen. 
 
Vor dem Hintergrund der von der Landesregierung beabsichtigten Novelle des Hochschulge-
setzes soll die Landesregierung u. a. aufgefordert werden, sich zur Hochschulautonomie zu 
bekennen; bei den weiteren Überlegungen zur Änderung des Hochschulgesetzes die Einlas-
sungen der Hochschulen und Weiteren zu berücksichtigen; die im geltenden Hochschulge-
setz vorgesehene Evaluierung des Hochschulfreiheitsgesetzes zu veranlassen und auf die-
ser Basis und der Ergebnisse der Sachverständigenanhörung im Wissenschaftsausschuss 
zur Hochschulfreiheit am 7. Mai 2013 sowie in Kooperation mit den Betroffenen einen neuen 
umfassend überarbeiteten Gesetzesentwurf vorzulegen.  
 
 
B  Beratung  
 
Der Ausschuss für Innovation, Wissenschaft und Forschung hat sich in seiner Sitzung 
am 22. Januar 2014 mit dem Antrag befasst und diesen abschließend beraten. 
In der Aussprache verwiesen die Fraktionen überwiegend auf die in der kommenden Plenar-
debatte auch im Zusammenhang mit weiteren Initiativen zur Hochschulpolitik auszutau-
schenden Argumente. 
In der anschließenden Abstimmung lehnte der Ausschuss den Antrag mehrheitlich ab.  
 
 
C Abstimmungsergebnis 
 
In der Sitzung am 22. Januar 2014 sprach sich der Ausschuss für Innovation, Wissenschaft 
und Forschung mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, GRÜNEN und PIRATEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP dafür aus, den Antrag - Drucksache 
16/4584 - abzulehnen.  
 
 
 
Arndt Klocke 
Vorsitzender 


